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eligion
1. Begriff

eligion 1st Ergriffensein Urec Denken über Gott, Goöttliches un das Heilige, das me1lst
einem bestimmten Bekenntnis und In Glaubensgemeinschaften ihren USdaruc

Das Verbindende er Religionen besteht darin, dass S1€e die gleichen Fragen nach
den ungelösten Rätseln des Lebens tellen und beantworten suchen: In ihnen kommt
die menschnilıiıche Vernunft in ihrer eigentlichen Tiefe un: Weite ZU USEruC Auf Seiten
er Religionen bedarf der Reflexion aufdie universale Verbindlichkeit der Vernunft, die
somıt auch alle Religionen verbindet.

1 eligion un Staat

Religionen pragen Kulturen und Kulturen bestimmen die konkrete Gestalt VO  - Gesell-
chaften und Staaten. äufıg fürchtet sich er der Staat VOT dem Einfluss der Religionen,
besonders dann, WenNnn selbst ine bestimmte Ideologie als das allein Gültige vertritt.
Wenn nämlich die eligion die Relativität es Irdischen behauptet, 1I1USS$Ss s1e NOT-

wendigerweise der Gegner jeder Ideologie se1ln, die für sich In Nspruc nımmt, hre Macht
sEe1 bsolut Fur den religiösen Menschen gibt L1UTL eın Absolutes, nämlich Gott, WI1e
die Christen (1Für einen Machtträger, der den Absolutheitsanspruc erhebt, gibt
dann L1UT wel Möglichkeiten. Entweder lässt dem religiösen Menschen den Glauben,
dann begibt sich jedoch implizit selnes Absolutheitsanspruches, oder sucht seinen AN-
spruch mıt Gewalt durchzusetzen, dann behauptet seinen Absolutheitsanspruch.
dies not1ig hat; äng VOoO  - selner Selbstsicherheit ab. Ist sich der Macht sicher oder glaubt

zumindest, selner Macht sicher se1nN, wird unter Umständen religiöse Menschen
belächeln un verhöhnen, sich aber nicht miıt Gewalt S1e wenden. Ist jedoch se1ln
Machtanspruch WI1eEe se1in Absolutheitsanspruc miıt der Angst verbunden, diese Macht

verlieren, 111US5$5 notwendig religiöse Menschen mıt en Machtmitteln verfolgen un
ausschalten. Verfolgungen VO  - religiösen Minderheiten9w1e die Geschichte ze1igt,
iImmer eın Zeichen VOoO  —_ ngs und Unsicherheit, während Verzicht auf Verfolgung ıne
olge inneren Gleichmuts un innerer Freiheit ist }

Die äufig angestrebte Autonomıie VO  z Religionen un: Staaten i1st nicht notwendiger-
welse ıne wechselseitig gleichgültige oder Sal feindselige. Es gibt ine 1elza kO-
operatıver Formen, In denen das Verhältnis VO  w Staat un eligion auf eın gedeihliches
Zusammenwirken 1mM Interesse der Menschen ausgerichtet ist Die Autonomie der eligion
gegenüber dem Staat bedeutet auch die Freiheit er religiösen Bekenntnisse. Die Irennung
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VO  — Kirche und Staat stellt die Grundlage der Religionsfreiheit In Ekuropa dar. S1e 1st nicht
1LLUTr 7A8B Schutz des Staates VOT UNANSCIHCSSCHEHN Einmischungen VO  - Seiten der Kirche
edacht, sondern S1€E soll ebenso die Kirche VOT Interventionen des Staates bewahren. S1e
ist in der ege Voraussetzung für wirkliche Religionsfreiheit.
1 Freiheit der eligion
DIie Freiheit der eligion beinhaltet die Freiheit glauben und nicht lauben. Man
pricht VOIN posıtıver und negatıver Religionsfreiheit. DIe Religionsfreiheit begründet nıiıcht
1Ur einen autonomen. VO  - orgaben des Staates freien aum des Individuums und der
Religionsgemeinschaften, sondern damit zugleic. auch eın Verständnis des Staates, das
nıcht VO  . einer bestimmten eligion definiert ist. Die Inanspruchnahme des Rechts auf
Religionsfreiheit zieht die Pflicht ach sich, diese Freiheit auch für andere Religionen und
für Ungläubige verteidigen. Das ec auf freie Religionsausübung geht also mıt der
Pflicht einher, die Freiheit der anderen verteidigen. Wer sich 1m Übrigen als Gruppe
auf das Recht der freien Religionsausübung eruft, I1US$s auch bereit se1N, dieses Recht
den Mitgliedern der eigenen Gemeinschaft zuzugestehen. Jedoch werden heute oft andere
Strömungen verketzert.

Die islamische Welt insgesamt CIINAS mıt dem »Im Westen « entwickelten Begriff der
Freiheit un: damıit auch mıiıt dem Konzept der Menschenrechte NUur wen1g
zufangen. Dabei sSEe1 edacht, dass Argumente, die heute Muslime die modernen Frel-
heitsrechte 1Ns Feld führen, auch AUS der Geschichte des Christentums bis weit 1NSs K ahr-
hundert hinein uDerlıelier sind. Damals estand die orge VOTL einer sich greifenden
Dekadenz-, VOT einem eın individualistischen Gebrauch der Freiheit oder auch VOTL einem
massenhaften Abfall VOoO Glauben,“*“ Gründe, die auch heute gläubige Muslime bewegen
möOögen. Obwohl Muslime für sich die Religionsfreiheit in Europa ıIn NSspruc nehmen,
sSind S1€e oft nicht bereit, diese Freiheit für andere Religionen oder Ungläubige verteidigen.
ulserdem se1 die Frage gestellt, ob die Muslime jenme Freiheit, die S1€ als Gruppe einfordern,
auch den Mitgliedern ihrer Glaubensgemeinschaft, also dem Individuum selbst, zubilligen
wollen Man en 11UT daran, auf welche Weise liberalere Muslimgruppen diskriminiert
werden. Die Freiheit der eligion bekämpft der politische Islam nicht LLUL mıt Worten,
sondern auch miıt Drohungen und Gewalt Wenn die Religionsfreiheit dazu benutzt wird,
Verachtung und Hass Nichtmuslime verbreiten, dann wird das ec auf das 1a

sich ECrUM; verwirkt.® eligion wird In Freiheit praktiziert oder verwortfen. Das 1st aber 1ın
der Praxis SallıZ und Sal nicht der Fall Als Muslim öffentlich selnen Unglauben bekennen
bedeutet äufig soziale Isolation oder Sal Tod

De Vıtoria hat nıcht selbst seINEear LEHMANN, amp der ultu- FrancIscCo de VITORIA, De ure
(6T7] n Frankfurter Allgemeine edanken nubliziert, vielmenr WUuT- Hispanorum In Barbaros, ese 32,
Zeitung FAZ) VO! Sseptember den SIE erst aufgrun: sorgfältiger lext Hei CHATZEL (MO-) Klassıker
20006, Niederschriften seIiner Vorlesungen des Völkerrechts wıe Anm.7), 11

VITORIA, De Indis Zwelter Teil,Paul Toleranz Kkann spater n uchtTorm veröffentlicht,
nıcht auf Furcht gründen, n FAL, Jetz‘ VOTIT) Ulrıch Ors Hei ohlham- These bei CHATZEL (Hg.)
271 Oktober 20006, [NeT,  e >tuttgart 1992 Klassiker des Voölkerrechts (wie
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Darung vgl Plerre LANARES, Ia Her- ST [)as 'erk stammıt ungefähr rechts wıe Anm. 7), 11
te religieuse ans /es CoNnventions AUs dem Jahre 538 12 VITORIA, e Ure ll HIspano-
Internationales pT 'ans le Arolt public VITORIA, e IS wıe Anm.7), U:  - IN Barbaros, These A2, ext el
general, ISS Genf 1964, 7T Zweiter Teill, These 1 N 13 CHAÄATZEL (Hg.) Klassıker des Volker-

rechts wıe Anm 7) 11
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Religionsfreiheit SCAHIIEe Religionskritik nicht AdUus Im Gegenteil, der Preis einer offenen
Gesellscha: esteht auch darin, dass die Kritik religiösen Traditionen Teil einer Ööffent-
lichen Debatte 1st. Man darf allerdings VO  z den Kritikern eın geEWISSES Feingefühl erwarten,
WEl kritische Außerungen geht S1e ollten keinesfalls beleidigen oder kränkend
se1n. Allerdings 1st keine eligion über jede Kritik erhaben, zumal Kritik auch VO  - der Me!Ii-
nungsäufßerungsfreiheit gedeckt ISt. Auch dieser sind ‚War renzen gesetzt, das Kritisieren
VOoNn eligion wird jedoch grundsätzlich nicht VO  . den Schranken dUSSCHOININECN.

Geschichte der Religionsfreiheit 1im internationalen Recht
A Zur Achtung remder Religionen

Fragen der eligion un: der Religionsfreiheit sind mıt dem Völkerrec se1lt langem VCI-

bunden.* Bereılts Karl der TO hat Abmachungen mıt dem Kalifen VO  e Bagdad, Harun
Rashid, 7A0 Schutz der christlichen Pilger 1m eiligen Land getroffen.”
Der Dominikanermönch FrancIısco de Vitoria (ca.1483-1546), der wel Jahrzehnte als

Theologieprofessor 1n Salamanca lehrte, beschäftigte sich In selinen Vorlesungen® mıt
der Rechtsstellung der Indianer und mıt dem ihnen gegenüber geltenden Kriegsrecht. In
seinem Werk De Indis recenter INventiıs et de Jure Hıspanorum In Barbaros’ sieht In
der eligion 1ne Rechtfertigung für Interventionen Hier geht nicht das allgemeine
Menschenrecht der Religionsfreiheit, sondern LLUTE die Behinderung des christlichen
Missionsauftrags HTE Nichtchristen. Wenn den Barbaren der Glaube verkündet un VOIL -

geschlagen wurde, S1€e ih aber nicht sofort annehmen wollten, konnten die Spanier S1e
eshalb nicht mıiıt rl1eg überziehen. DIie BarbarenS WEeNnN S1€e ebeten un: ermahnt
wurden, die anzuhören, die friedlich über die chrıstliche eligion predigten, S1€e dies aber
nicht wollten, allerdings VOIN der Schuld der Odsunde nicht frei. DIie Barbaren er
verpflichtet, Missiıon zuzulassen, schliefßlich den christlichen Glauben anzunehmen ®
Im Bereich des Kriegsrechts veritirat Franc1ısco de Vitorla jedoch die dee des beiderseits
gerechten Krieges bellum Iustum uLlraque parte), WI1IeEe S1€E In den Aufzeichnungen De
Iure Hispanorum In Barbaros Z Ausdruck kommt.? Danach Wal Widerstand
christliche Missionierung keinesfalls eın gerechter TUnN:! für einen Krieg. Denn Vıtorla
unterschied zwischen schuldhaftem und SCANUldiosem Unrecht. Der objektiv das et6
verletzende Gegner, der sich subjektiv In m Glauben oder In Unkenntnis der Rechts-
widrigkeit efindet, dürfe niedergerungen werden, könne aber nicht estraft werden. Ekiıne
Bestrafung se1 gegenüber dem schuldigen Feind möglich Schranken der Kriegsführung
galten seliner Ansicht nach auch für den rleg Ungläubige. SO se1 1m rleg
die Türken nicht erlaubt, Frauen und Kinder töten. ! hre Versklavung ingegen se1
rlaubt Christen ingegen durften nıicht versklavt werden.!* Seine Argumente chöpfte
Vitoria aus der eiligen Schrift, dem Naturrecht und dem IUS gentium. Vitoria verwelst auch
auf Verträge, In denen sich die christlichen Staaten das ec zusichern ließen, (sunsten
der Christen 1im Osmanischen elcCc intervenleren.

Die berühmte Dısputation zwischen Las Casas un Sepulveda aus dem TC 1550
widmete sich der Reihenfolge VO  - Eroberung un Missionierung un ie15 damit schon
mrisse eiınes Gedankengebäudes erkennen, das späater als das klassische Völkerrec
bezeichnet werden sollte Sepülveda veritirat die Auffassung, dass die Eroberung der MiIiIsS-
SiOoNlerung gehen MUSSEe Selbst die Sklavenhaltung wurde damit gerechtfertigt, dass
die weilßen Herren die arbigen besser Z christlichen Glauben ekenren könnten.
Las Casas dagegen rug VOI, dass der aps durchaus heidnische Länder cArıstiliche
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SoOouveräne übertragen könne. ® iıne solche Zuteilung edeute jedoch nicht den Über-
Salg der territorialen S5Souveraänıtät, sondern lediglich einen Missionsauftrag, nach dessen
Erfüllung erst iıne freiwillige Unterwerfung unter die spanische Krone möglich sel.  14

Der Vertrag zwischen Frankreich un: der Türkei aus dem re 1535 bedeutete den
Anfang der TIradition der genannten Kapitulationen 1n Abwandlung der 1mM islamischen
ecCc vorgesehenen Rechte für jüdische und chrıstliıche Minderheiten. arunter versteht
[11all Verträge, 1ın denen die ultane kuropäern se1lt dem 16. Jahrhundert gestaltteten, 1m
Osmanischen Reich nach ihren eigenen Gesetzen und unter ihren eigenen Konsuln
en SO wurden die Staatsangehörigen VO.  - der Jurisdiktion der Türkei efreit un: einer
eigenen Konsulargerichtsbarkeit unterstellt. Davon profitierten insbesondere die Kauf-
leute aus den christlichen Staaten. Da die Regelungen Gsunsten VO  . Christen erfolgten,
befand sich unter den zugesicherten Privilegien auch das Recht, den christlichen Glauben

praktizieren. rst 1mM 1 Jahrhundert nahmen die Grofßmächte arüber hinaus für sich
das ecCc der humanitären Interventionen gegenüber der Türkei Gunsten türkischer
Staatsangehöriger christlicher Konfession ın nspruch.

Iie Aufklärung des 18. Jahrhunder rückte das Individuum ın den Vordergrund. Reli-
gionsfreiheit wurde 1U  D als individuelles ecCc des Menschen verstanden. Die bis 1n
dominierenden edanken der konfessionellen Parıtat un: der Toleranz wurden hier-
UtTeC zurückgedrängt. iıne erste Kodi  atıon der Religionsfreiheit sich ın der
Kolonialcharta, die Onig Charles England 1663 für Island erließ.1® eıtere
Kodifikationen en sich iın den nordamerikanischen Menschenrechtserklärungen, der
französischen rklärung der Menschen- und Bürgerrechte VOIN 1789 Art.10) und dem
preußischen Allgemeinen Landrecht VO  — 1/94 Letzteres gründete auf den edanken der
individuellen religiösen Freiheit un der staatsbürgerlichen Gleichberechtigung unab-
hängig VO  e der religiösen Überzeugung.
DDn Minderheitenschutz
p D M Allgemein
Von Bedeutung für einen internationalen Schutz der Religionsfreiheit ist auch der völker-
rechtliche Minderheitenschutz.! Zunächst genießen die Angehörigen der Minderheiten
die Menschenrechte wWwI1e alle anderen Menschen auch. Z Verwirklichung eiınes
effektiven Minderheitenschutzes genugt aber nicht, die Angehörigen VOIN Minderheiten

Las asas dachte el die enjamın ‚ ederal and Im Nüurnberger Religionsfrieden,
Bulle »Inter era« Alexanders "ate Constitutions, OIl0NnIa: arters der schon VOT) Zeitgenossen auchn
VO! Maı 493 eX’ O0SEe and other Organıc Laws of the States Nürnberger Anstand genannt wurde,
METZLER (a AÄAmerica pontificıa part Washington 1576 159 vereinbarten Kalser Kar! UnNG die
primI Sagecul! evangelizationis 1493 Vgl. Gilbert GORNIG, DIie Definiti- Protestanten 23 Jull 532 In urn-
1592, Ba I Vatikanstadt 1991, 79-83 des Minderheitenbegriffs aus erg z/u ersten Mal hefristet elne

nıstorisch-volkerrechtlicher IC| InTtO KIMMINICH, DIie Entstehung gegenseltige Rechts- und riedens-
des neuzeltlichen Völkerrechts, n Fın Jahrhunderi Minderheiten- und garantıe tur den gegenwartigen

FETSCHER  erftrie« MUNKLER Volksgruppenschutz Staats- und Kontessionellen Besitzstand.
(Hg.) Pıpers anı  UC| der politi- voölkerrechtliche Abhandlungen der (Utto KIMMINICH, Regelungen
schen een, Band 3, Muüunchen 1985 Studiengruppe Tur olitik und Volker- der Minderheilten- und Volksgruppen-
83 ders., Religionsfreiheit als Men- recht 19) KOoln 2001, 1917 Dorobleme In der Vergangenheit, In
schenrecht, Maınz 1990, odf ndre-LOuIls SANGUIN, Quelles NITZ WITT  NN/Stephan Graf

ext STRUPP, rkunden minorites DOUT quels territolres, n BETHELN (Hg.) Volksgruppenrecht.
(wie nm.13), 1117 Andre-Loutis SANGUIN, LeS minorites Fın eıtrag ZUT Friedenssicherung,

ethniques Europe, Parıs 1993, Munchen 1980, 3711
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des voölkerrechtliche Minderheiten-
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auf das allgemeine Gleichheitsprinzip verwelsen un die Staaten verpflichten, Miın-
derheitengruppen wWwI1Ie das sonstige Staatsvolk behandeln Das Völkerrecht ordert
nicht Inländergleichbehandlung, sondern einen völkerrechtlichen Mindeststandard, der
In der ege ıne Besserstellung der Angehörigen der Minderheit bedeutet. /um Mın-
derheitenschutz gehört insbesondere das Recht der Minderheit, ihre kulturelle Identität
bewahren un entfalten un: die eigene Sprache, ıne solche vorhanden ist; auch
1m amtlichen Verkehr benützen, schliefßlich das Recht auf ungestörte usübung ihrer
Religion, auch In der Ofrentlichkeit. In IL Zusammenhang damit steht das Recht auf
Errichtung un: Unterhaltung eigener Institutionen W1e das Ge staatlichen chulen
in der Minderheitensprache unterrichtet werden un: eigene Gotteshäuser en
und in ihnen auch (Gottesdienste zelebrieren dürfen. Auch sollen Minderheiten
ehmend bei den sS1e betreffenden Fragen 1ühee Beteiligung den regionalen nationalen
Entscheidungsgremien mitwirken können. Zunächst spielten L1UT Minderheiten 1m religi-
Osen Sinne, also Menschengruppen, deren Glauben sich VO  e dem der eNnrner der
Gesellscha unterschied, ine Seine besondere Bedeutung rhielt der inder-
heitenschutz als Schutz der religiösen Minderheiten ach der Glaubensspaltung innerhalb
der christlichen Staatengemeinschaft.
DD Schutz religiöser Minderheiten

in der Geschichte des Völkerrechts

Mit seliner Politik gelang dem alten OM, 1ne auf sehr heterogenen Gruppen basierende
Gesellscha: schaffen, die mıt einer toleranten eligion un der lateinischen
Sprache homogenisiert werden sollte Das Römische eic Wal ıne Gesellschaft, die AUS

UreC zahlreiche Eroberungen mehr oder weniger integrierten ethnischen, religiösen und
sprachlichen Gruppen bestand, die eliner gewIssen Assimilierung ihre Besonderheiten
behielten !®

BIs ZMittelalter gab 1ıne1eVOoNn kleinen organıislıerten Gruppen, die innerhalb
einer größeren Gesellscha zusammenlebte: eligion un Sprache die Hauptfak-
toren ihrer Vereinheitlichung. TIraditionen SOWI1E die Unmöglichkeit der permanenten
Kontrolle dieser Gruppen durch die Herrschenden die (Jarantie für ihr Überleben.

Im Mittelalter sah sich das Christentum oft miıt religiösen Minderheiten konfrontiert.
Von anderen Trten VO  . Minderheiten War keine Rede, da 1ın den me1lsten europäischen
Gemeinwesen Menschen verschiedener ethnischer Herkunft lebten, 11a den Begriff der
Nation nicht kannte und I1a kein einheitliches Rechtssystem anbieten konnte. Der Mensch
War nicht Burger, sondern ntertan Das Recht basierte hauptsächlic auf der dee VO  z

Unterwerfung und Abhängigkeit.
Das Feudalsystem wurde L1L1UTL mıt religiösen Minderheiten konfrontiert. Das System

des Vasallentums und 1m Allgemeinen der Machtdelegation erlaubte ıne wichtige Dezen-
tralisierung, dass jeder Herrschaftsbereich selne TIraditionen und Gewohnheiten und VOT

allem seine Rechtsgrundlagen und ormen ehielt. Besonderheiten der Gruppen wurden
daher VOoO  . Region Region UINSO besser akzeptiert, Je toleranter die Okalen Regeln un:
Gewohnheiten

Die Konfessionen standen 1mM Mittelpunkt des Nürnberger Religionsfriedens VO

23. Jüli 1532 un: des Augsburger Religionsfriedens VO 25. November 1555 Der Nürn-
berger Religionsfrieden ” gilt als altestes Instrument des religiösen Minderheitenschutzes.
Er ist eın verfassungsrechtliches Dokument des eiligen Römischen Reiches, das 1n der
Tradition der Reichsfriedensordnungen steht.“9 Er schützte die Protestanten Im Augsburger
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Religionsfrieden wurden die Lutheraner geduldet, Wäas aber keineswegs die rechtliche
Gleichberechtigung bedeutete “ [IIie formalparitätische Bestimmung der Landfriedens-
klausel sicherte beiden Konfessionen der katholischen un: der protestantischen, aber
nicht den Reformierten (Calvinisten, Zwinglianer) gleichen aufßeren Schutz Nur die
reichsunmittelbaren Stände konnten hre eligion frei wählen Dabei Wal die Entscheidung
des andesherrn für seline Untertanen ma{fßgeblich. 1eses Recht des Landesherrn wird
spater als IUS reformandı, der dahinterstehende Grundsatz mıt der Umschreibung CU1US
reQ10 1US eligi0 bezeichnet. Jene Umschreibung geht auf die evangelischen Kirchenrechts-
lehrer oachim und Matthias tephani zurück, die den Satz 1555 prägten.““ IDIie Formel
CU1US reQ10 1US religio, die den tänden Glaubensfreiheit gab, War auf das katholische un:
evangelisch-lutherische Bekenntnis beschränkt Fur ersonen, die sich nicht UT gleichen
eligion WIE der Landesherr bekannten, estand »das ec der freien, unbehelligten Aus-
wanderung aus Glaubensgründen «, das der Augsburger Religionsfriede en Untertanen
gewährte.“” Auch aufßserhalb des Reiches gab wichtige religiöse Minderheitenschutz-
bestimmungen, WI1IeEe das VO  e Nantes VO 3 pri 159824 das den Hugenotten die
freie Religionsausübung gewährte.“”

Der Westfälische Frieden“®, der Oktober 1648 ın unster unterzeichnet wurde,
estand Aaus wel Teilen, dem Instrumentum Pacıs Osnabrugense und dem Instrumentum
Pacıs Monasteriense. uUurc ihn wurde der Augsburger Religionsfriede VO  e 1555 bestätigt. Das
IUS reformandi des Augsburger Religionsfriedens wurde aber aufgegeben. Andersgläubige
Untertanen konnten VoO IUS emigrandi eDraucCc machen *7 DIie Bestimmungen sahen also
das ecCc /ABES Auswanderung VOI; verknüpft mıt einem Verbot der Benachteiligung, aber
auch eın landesherrliches Ausweisungsrecht gegenüber Untertanen, die nach 1624 konver-
lerten oder künftig ihren Glauben wechseln würden. DIie Öösterreichischen Länder wurden
dUSSCHOLLINCINL, da 1624 1m Zuge der Gegenreformation der Katholizismus 1m Herrschafts-
ereich der Habsburger als einz1ge erlaubte eligion anerkannt WATrl. Den dortigen Pro-
testanten 1e L11UL das Emigrationsrecht, da der Kalser nicht ewillt WAal, S1E dulden *®

abrıele AUG-MORITZ, @XT Charles MAILLAR-Dd Fritz COrpus Evangelico-
IUl  3 und COorpus Catholicorum auf Kalisertum und arl Reichspoliltik DIERE, Abrege des DNINCIDAUX raites,
dem Westfalischen Friedenskongrefs, und Konfessionen nach dem VWest- Ba arıs 1775, 15117
Munster 1966 / Fritz talıschen rieden, n Zeitschrift für Text HILLANY, Diplomatisches
)as Problem der Gleichberechtigung Historische Forschung 19 1992) an  UC| (wıe Nm.31), 199
der Konftfessionen Im EeIC| m 16 und A4S5TT 454) Vgl. auch Wılhelm EDO-
17. Jahrhundert, In Historische 'eıt- 28 Vgl. Harm )as eIC chen der Völkerrechtsgeschichte,
schrift 201 1965 205 272-278) Uund Österreich 1648-1740, In Baden-Baden 41 336

Martın HECKEL, Parıtat, n Wılhelm BRAUNEDER/Lothar HÖBELT Tlext Frederic de MARTENS,
Zeitschrift der Savıgny-Stiftung für (Hg.) 5acrum Imperium. )as BIC| NOuveau recuell dQdes traites, Bd 13
Rechtsgeschichte Kanonistische und Osterreich 96-1806 Wıen 1996 (1814-1815), Gottingue 1818 298{7

(I72. 89)Abteilung 49 1963 (268, 325) ext MARTENS, Nouveau recuell
Heckel verwelst n diesem usammen- 29 lext |lve ARRY (ed L Wwıe nm.36), 3207115 ntIsn and
hang auTt das erk Instiıtutiones IUrIS The Consolidated Ireaty Series, vol Foreign State Papers, 1814-1815,
CaNONICI VOT) oachım ephanı (1  0-1661 Oxford 1969 9Tt Bd.Il, 1367

Jext Friedrich Wilhelmg  NIC PIRCHER, Der Ver- 33 Jlext STRUPP, rkunaden
tragliche Schutz ethnischer, sprach- Europdische Chronik wıe nm.13), Ba: 1: 17917
licher und religioser Minderheiten IM VOorT) 492 HIS Fnde Yoldl 577, RBd 39 ext ritish and Foreign 'ate
Volkerrec| Bern 19 /9, 54 I11. W, Papers, 1827-1830, Bd. XVII, 20317LEeIPZIG 8365 18417

Vgl. Helmuth RÖNNEFARTH, ext Friedrich Wilhelm ext British and 'oreilgn ate
Konferenzen und rageS- HILLANY, Diplomatisches an  UC| Papers, 1855-185 Ba. XLVI S{t
l0€e Teil Band Neuere Zeıt 10648-18 B: eIPZIG 1855, 113 ext Key Treaties of
9-1914, Uurzburg 56, ext DUMONT, unıversel the Great Powers, 1814-1914, Bd

Vgl TtO KIMMINICH, Rechtspro- dıplomatique du draoit des GENS, Newton 19 /2, 343
eme der polyethnischen Staats- tOMe VIINL, | F 350617 Mıner Searle auDens-
organısation, Manız 1985 53 Jlext Diplomatisches freiheit, New York 194 /, NM3

Text Jive (ed.) | an  UC| wıe nm.31), 43 Text MaxX rLEI  N, Volker-
The Consolidated Ireaty Series, VO|. 1 rechtsquellen, alle 0S 1905,
(164; Oxford 1969, 4A8STT.
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In der Folgezeit fanden sich Immer häufiger Schutzbestimmungen (Gsunsten religiöser
Minderheiten In Friedensverträgen w1e etwa 1m Frieden VO  s Oliva??, der Maı1ı 1660
zwischen chweden, Polen, dem Kaiser und Brandenburg geschlossen wurde. Durch diesen
Vertrag kam Livland Schweden In Art Abs I11 des Vertrages wurde den Bewohnern
1vlands zugesichert, dass S1€e weiterhin alle Rechte, Freiheiten und Privilegien, die S1€e In
kirchlichen un profanen Angelegenheiten besessen hatten, insbesondere die usübung
der katholischen Religion betreffend, geniefßßen könnten. Der Vertrag VOIN Nımwegen VOoO

10. August 1678 der Vertrag VO  b Ryswijk VO o. Oktober 1697 und der Friede VO  =S)
Utrecht VOIN pri. 1713 enthalten ebenfalls Schutzbestimmungen Gsunsten religiöser
Minderheiten. In en diesen Verträgen wurden katholische Landesteile nichtkatho-
lische Mächte übertragen un: eweils der Bevölkerung die freie usübung ihrer eligion
zugesichert. Im Frieden VO  = Parıis VO ebruar 1763S Urc den Frankreich weılte eıle
Nordamerikas Gro({fßbritannien abtrat, garantıerte Grofßbritannien den ın den DEU C1I-
worbenen Gebieten ebenden Katholiken Religionsfreiheit. Auch tremden Iruppen wurde
ZU. Teil ausdrücklich die freie Religionsausübung zugebilligt, W1e etwa 1m genannten
Barriere- Vertrag VO  e Antwerpen zwischen Deutschland, England un: den Niederlanden
VO 15. November 1/15 S Hıer handelt sich nicht 1ne Gebietsabtretung, sondern

1ne Iruppenstationierung britischer und niederländischer Einheiten In Gebieten
des Deutschen Reiches In diesem Vertrag garantierte der Kalser den remden Iruppen
ausdarucklıc die freie Religionsausübung. Im Vertrag VOINl Warschau VOoO 18. Sseptember
L/S also anlässlich der ersten Teilung Polens, gewährleisteten die Vertragsparteien USS-
land, ÖOsterreich un: Preußen den Katholiken ausdrücklich die Freiheit des Besitzes un
des Eigentums. Auf diese Weise wurde AUS einem religiösen Minderheitenschutz über den
Bereich des Religiösen hinaus eın nationaler Minderheitenschutz.

Auch nach dem Wiener Kongress VOI 18515 lassen sich zahlreiche Bestimmungen 7A08
Schutz religiöser Minderheiten nachweisen: Den religiösen Minderheiten widmeten sich
beispielsweise der Wiıener Vertrag VO Mai1 1815° zwischen dem KONI1g VoO  . Sardinien
und fünf Staaten, der Wiener Vertrag VO 31. Mal 1815 zwischen unter anderen ÖOster-
reich und den Niederlanden, der Frieden VO  - Adrianopel VO und 1 September 1829
zwischen Uussian und der Türkei, das Protokall der Londoner Konferenz VOIN Februar
1830 - zwischen Frankreich, Gro({fsbritannien un ussland, der Pariser Vertrag VO

3Marz 1856 zwischen Frankreich, Gro({fsbritannien, Österreich, Preufßen, Sardinien un
der Türkei SOWIE der Vertrag VO  = I1ientsin VOIN 1555 41 zwischen 3üabel un: Gro{fßbritannien.
Im US-amerikanischen Vertrag mıt apan AUSs dem FE 1858 wurde In Art vereinbart,
dass US-amerikanische Burger sich jeder Beschädigung japanischer Tempel oder Schreine
SOWIeE auch jeder Verunglimpfung feierlich religiöser Handlungen oder der Gegenstände
der Verehrung enthalten werden. Den US-Amerikanern un Japanern obliege e 53 es
unterlassen, Was dazu führen könne, 1ne feindliche Stimmung auf religiösem Gebiet
erzeugen.““

ach ATrT der Berliner Kongressakte VOoO L uli 18578 zwischen Deutschland, rank-
reich, Gro{fßbritannien, Italien, Österreich-Ungarn, Russland und der Türkei soll die Ver-
schiedenheit religiöser Bekenntnisse ıIn Rumanıen nicht als TUnN: aIiur benutzt werden,
eine Person VO (Jenuss bürgerlicher oder politischer Rechte, VO  - der Zulassung OÖffent-
lichen Anstellungen, Amtern und Ehren oder der usübung der verschiedenen Berufe und
eschaite dem VON ihr als Niederlassung gewählten (Jrte auszuschliefßen oder S1e dessen
für unfähig erklären. Freiheit und usübung er kormen des Gottesdienstes wurde en
Personen zugesichert, die entweder 7AUB rumänischen Staat gehörten oder sich In ihm als
Ausländer aufhielten. Ferner dürfen der Urganisation der Geistlichkeit der verschiedenen
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Gemeinden oder den zwischen ihnen und ihren geistlichen Oberhäuptern bestehenden
Verbindungen keinerlei Hindernisse In den Weg gelegt werden. Ähnliche Bestimmungen
enthielten die Art. 35, 2, / und für Serbien, Montenegro un: Bulgarien. Auch für die
Türkei selbst Ma{fißnahmen bezüglich religiöser Minderheiten 1ın Art 61 un 62 VOI-

gesehen. Insbesondere ur Angehörigen religiöser Minderheiten das Recht:, als Zeugen
VOT Gericht aufzutreten, nicht abgesprochen werden, W1e das bis 1n ausnahmslos
geltende islamische Recht vorsah.“* Genannt se1 auch die internationale Konvention VO  .

Konstantinopel VO Maı 1881 *° zwischen den gleichen Staaten. Das Abschlussdokument
der Berliner Konferenz VO 26. Februar 1885 (Kongo-Akte)*®, das 1ne Ausweitung des
bereits 1m Londoner Vertrag VO uli 1542 begründeten Verbots des Sklavenhandels be-
wirkte, enthielt Vorschriften 7A08 chutze der Eingeborenen, der Miıssionare und Reisenden
SOWIE der religiösen Freiheit. Es 1st selbstverständlich, dass unter dieser religiösen Freiheit
L11UT die Freiheit, sich Aul Christentum bekennen, umfasst WAar. Zl erwähnen 1st auch
der bulgarisch-türkische Vertrag VO  > Konstantinopel VO September 19153 4

DIie Minderheitenschutzverträge, die nach dem Ende des Ersten Weltkriegs aufder Pariser
Friedenskonferenz unterzeichnet wurden, enthalten ebenfalls Bestimmungen, iın denen en
Einwohnern die freie Oöffentliche Religionsausübung zugesichert wurde, allerdings unter dem
Vorbehalt der OIfentTilıchen Ordnung Für die eit nach dem Ersten €  jeg können vlier
rten VO  s völkerrechtlichen Handlungen, die auch dem Schutz VO  - Minderheiten gewidmet
1, unterschieden werden: die vier Friedensverträge *” mıt Bulgarien, Österreich, der
Türkei und Ungarn, die fünf Minderheitenverträge VOIN 1919 und 1920° die sechs e1In-
seitigen Erklärungen ” VO  — Staaten bei ihrem FEıintriıtt In den Völkerbund SOWI1Ee mehrere
bilaterale und multilaterale Verträge . Alle Verträge behandelten auch die während des
I Jahrhunderts iın den Mittelpunkt des Interesses geratenen religiösen Minderheitenarten,
ohne jedoch den Begriff der Minderheit definieren.

Die Satzung des Völkerbundes erwähnt den Minderheitenschutz nicht un: damit auch
nicht den Schutz VO  ' religiösen Minderheiten. Allerdings sind zwischen 1921 und 1929
zahlreiche Petitionen den Völkerbund gerichtet worden, die unter anderem auch die
Religionsfreiheit betrafen.°* Auch 1m Rahmen der Mandatsverwaltung spielt die freie Reli-
gionsausübung 1ıne olle Art der Völkerbundsatzung enthielt ein1ıge allgemeine Regeln
für die Verwaltung der Mandatsgebiete, darunter auch bezüglich der Religionsfreiheit.””
In Arftı Abs el C: die Entwicklungsstufe, auf der sich andere Völhker, insbesondere

KIMMINICH, Religionsfreiheit Im re 1919 wurden vier Mın- 51 F S andelt sich den Vertrag
wıe An  3 14) 9 derheitenverträge geschlossen, VOT)] Sevres VO! 0.8.1920 Minder-

Text Frederic de MARTENS, namlich der Versailler Vertrag VO heiten n der Türkei ext FrederIic
Nouveau ecuell general de raites, 8.06.1919 zwischen den Vereinigten de MARTENS/Heıimnrich TRIEPEL,
21eme serie, Bd.VI (1881) 75617 Staaten, dem Vereinigten Königreich, Nouveau 'eCuell general de raites,

ext STRUPP, rYrkunden wıe Frankreich, tallıen, Japan Uund Polen z3ieme serle, JI 1924] 064)
DMA8). Bd  N 78ff (betreffend die Minderhelten In - S andelt sich die rklarun-
47 Vgl. auch Fellx MA|  RA, Men- Polen: lext Frederic de ARTEN Yern) VOIT] Finnland VO!  = 7.0.1921 (nur
schenrechte In der sıch wandelnden Helnrich TRIEPEL, NOuveau recuell tfur die schwedischen Gemeinschatten
Welt, Wıen 19 /4, Bd I5 2386 general de traites, 3leme serle, auf den Aaland-Inseln), VOT Albanien

Ba XII 1925] 504ff), die beiden VO!  > 2.10.1921, VOT' | ıtauen VO!  =Vgl RONNEFARTH, Konferenzen
wıe Anm 24), A44T ertrage VOT] Sarnt Germalin-en-Laye 2.5.1922, VOT anı VO!  = AA FS>
49 Friedensvertrage VOT) Versailles VO! 0.9.1919 (tschechoslowakische Vorn Estland VO!| /7.9.1923 und VO
VO  S 8.06.1919, VOT) Salnt-Germaln-en- und serhbisch-kroatische-silowenische rak VO! 0.5.1932 (Jeweils tur die

sich auf ihrem Gebiet HefindlichenLaye VO! 0.9.1919, VOT) Neuilly-sur- Minderheilten: Jext
SeIiıne VO! und VOI] ITrianon TRIEPEL, Nouveau recuell general, Minderheiten
VO 4.6.1920, exitie Frederic de 51217 und 52117 SOWIE den Parıser 1es sind der Genfer Vertrag
MARTENS/Heımnric! TRIEPEL, Nouveau Vertrag VO 12.1919 (rumanısche zwischen Deutschlan und Polen VO!
ecuell general de traites, 3leme serle, Minderheiten, lext SA O2 Detrittft die deutschen
R_ XI 1922 32317 und O91T7; II TRIEPEL, NOuveau recuell general de
(1924) 32317 und 42317 traites, 3lieme serle, Bd. XIIL, 5209ff
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die mittelafrikanischen, efinden, erfordere, dass der Mandatar dort die Verwaltung des
Gebietes übernehme. Doch se1 dies Bedingungen geknüpft. Außer der Abstellung VO  —

Missbräuchen w1e Sklaven-, allen- un: Alkoholhandel musse (Jew1lssens- un Religions-
freiheit, lediglich mıiıt den Einschränkungen, die die Aufrechterhaltung der oHentiUıchen
Ordnung un: deruSitte fordern, gewährleistet SeIN. Für die drei Kategorien VOoON Man-
daten wurden eweils gesonderte Statuten errichtet. ATtTt des Statuts für die A-Mandate
sicherte die Missionsfreiheit ausdrücklich Das für Palästina geltende Statut befasste
sich In ATt 1 miıt dem Schutz der eiligen Stätten un verbot In seinem Art 15 die Landes-
verweisung Aaus rein religiösen Gründen Art. 16 sah ıne Kontrolle über die Religions-
gemeinschaften VOIL, fügte jedoch hinzu, dass dadurch die Religionsfreiheit nıicht angetastet
werden urie Fur die B-Mandate, das insbesondere die hemals deutschen Gebiete
In Afrika, ausschlie{fßlic Südwestafrika, galt das Statut VO uli 1922,; das In seinem Art.
den christlichen, muselmanischen un fetischistischen Rıten die Kultfreiheit garantıerte.
Ferner egelte das Statut Einzelheiten der Missionsfreiheit für die christlichen Missionen.
Fuür die -Mandate (Südwestafrika und hemals deutsche Südseebesitzungen galt das
Statut VO E Dezember 1920, das ebenfalls die Kultfreiheit garantıerte.

Rechtstheoretische TODIiIeme der Religionsfreiheit
3.1 Unveräußerlichkei der Menschenrechte

DIie Allgemeine rklärung der Menschenrechte, der Internationale Pakt über bürgerliche
und politische Rechte, die Amerikanische Menschenrechtskonvention SOWIE die fri-
kanische Charta der Menschen- un Volksrechte sprechen sich ın ihren Präambeln für die
Unveräufßlßerlichkeit der Menschenrechte au  N Auch das Grundgesetz der Bundesrepubli
Deutschlan: ekennt sich den unveräuferlichen Rechten Das Bundesverfassungsgericht
verdeutlichte frühzeitig, dass es positive Recht nicht L1UT der Verfassung, sondern
den ihr OTaUuUus liegenden überpositiven Beziehungen iINnessen wird.°® Dieser Nnspruc. auf
» Unveräufßerlichkeit« pielte bereits In den vVEISANSCHECH Jahrhunderten ıne bedeutende

Er besagt, dass die Menschenrechte auch dann nicht aufgehoben werden können,
WE das olk auf s1e verzichtete.?‘ Auch die Religionsfreiheit gehört den unveräuflßer-
lichen Menschenrechten.

Minderheiten VOT) Oberschlesien; 1, 66117), der Warschauer Ver- ES sollen 950 Petitionen ge-
Text Fredric de Lrag zwischen Polen, Estland, Fiınn- seln, 550 aNgeNTN-
Heinrich IRIEPEL, Nouveau recuell land und | ettland VO  s S 3.1922, 111671 wurden. KIMMINICH, Religions-
eneral de traites, 3lieme serle, der Vertrag VO! 0.1.1923 zwischen reiheln wıe Anm 14), FZ

1927] 45  y der Vertrag VOT) Griechenlan und der Turkeli (turkisch- einIge Beispiele „\Bhr
VMeme| zwischen Frankreich, tallen, orthodoxe Minderheit uınd griechisch- Der n Art Abs niedergeleg-

und dem Vereinigten ‚ONIG- sslamische Minderheit; lext te Grundsatz lautet, dass diıe Art des
reich eInerselts Uund | ıtauen anderer- MARTENS/TRIEPEL, Nouveau recuell Mandats nach der Entwicklungsstute
seIts VO 8.5.1924 Schutz der \ wıe Anm. 50], Bdl. XII A22ff), der des Volkes, nach der geografischen
Minderheiten des Memelgebietes; Vertrag VoO 0.8.1924 zwischen Lage des GeDbiets, nach seinen
Text Frederic de Deutschland und Polen (deutsche wirtschafttlichen Verhältnissen UunNG
INTIC| TRIEPEL, NOuveau recuell Minderhelt), Vertrag VO! 11.1920 sonstigen Umstanden dieser Art
general de traites, 3lieme serle, zwischen Polen uınd der Freien verschlieden seın MmuUusse
Bd.XV 1926] 10  Y der Vertrag DanzIig (deutsche Minderheit; ext RBVerTGE ( Lehrsatz

Frederic de MARTENS/Herinric| und 18zwischen Griechenland und Bulgarien
VO| über Minderheiten IRI PE Nouveau recuell general de 5 / Vgl Immanuel KANT, UÜber
dieser beiden Staaten IM :alle einer traites, 3leme serle, ‚eEIPZIG den Gemeinspruch (Ausgabe
Emigration; ext MARTENS/TRIEPEL, 1925, 4517 und das ommen VO!| Weisc  el), Darmstadt 19 /4, 161
Nouveau ecuell wıe Anm A9), ZO1927 zwischen Rumanılen und

Jugosliawilen (ethnisc rumanısche
und Jugoslawische Minderheiten)
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DIie unantastbare ur‘! jedes menschlichen Individuums ob eboren oder ungebo-

FCILS; ob gesund oder Tan oder behindert,; ob Jung oder alt un die unveräu{fserlichen
Menschenrechte sind nach christlichem Verständnis In der Gottesebenbildlichkeit be-
gründet. DIie 1ın der zugrundegelegte Gottesebenbildlichkeit des Menschen verwels
auf die Auszeichnung des Menschen als Person mıt Vernunftbegabung, freiem illen und
wahrhaftem Kulturauftrag. Seine unveräuferlichen Rechte wurzeln 1m Naturrecht, 1m
natürlichen Gesetz, das ungeschriebenes (Gesetz ist

Unter Naturrecht ist jene so7ziale Ordnung verstehen, die AUusS$s der BL der Men-
schen allgemein ültige Normen abzuleiten sucht, die dem posıitiven Recht vorgegeben sSind
un: mıt der Vernunft erschlossen werden können.” Kraft der menschlichen a{tulr gibt 65

ine Ordnung oder ıne Anlage, die der menschlıche Verstand entdecken kann un nach
der der menschnhlıche handeln INUSs, sich auf die notwendigen Ziele des mensch-
lichen Wesens abzustimmen.®®

Funktion

Die Religionsfreiheit erschöpft sich nicht In der Abwehr VO  e staatlichen Eingriffen,
sondern umfasst auch 1ne positive Funktion für die Gestaltung der Rechts-
ordnung, innerhalb derer S1e NnNOormıler wird.®! SO sind alle Grundrechte, also auch die
Religionsfreiheit, In rechtsstaatlichen Verfassungen auch Elemente objektiver Ordnung
In den Rechten des AÄrft: Abs un: der Freiheit des aubens, des (Jewlssens un der
religiösen un:! weltanschaulichen Bekenntnisse SOWI1eEe der ungestorten Religionsausübung
I1 der Doppelcharakter der Grundrechte mıt besonderer Deutlichkeit hervor. Als sub-
ektive Rechte gewährleistet die Religionsfreiheit die Freiheit, einen Glauben oder ine
Weltanschauung einzeln oder In Gemeinschaft bekennen oder auch abzulehnen un:
ber beides schweigen. S1e begründet Ansprüche auf Schutz VOL Störungen un auf
Unterlassung jeglichen unmittelbaren oder mittelbaren Glaubenszwangs oder des Zwangs

einem weltanschaulichen Bekenntnis. [)as Grundrecht reprasentiert auch iıne ertord-
NUuNg, ıne Einrichtungsgarantie und stellt einen rogrammsatz dar. ® Als Grundelement
objektiver demokratischer un: rechtsstaatlicher Ordnung begründet die Religionsfreiheit
un die auDens- un Kultusfreiheit die religiöse un weltanschauliche Neutralität des
Staates als Voraussetzung eines freien politischen Prozesses un: als Grundlage heutiger
Staatlichkeit.

acques Die Durch sIie sollen EinrichtungenVgl. dazu Gerhard OESTREICH‚
Geschichte der Menschenrechte und Menschenrechte Uund das naturliche des orivaten und Offentlichen Lebens,
Grundfreiheiten IM MI Berlin GesetZ, Bonn 1951, 52. Vgl. auch die der Gesetzgeber Tür wertvoll
1968, A7it. Zum gelstes- Gilbert GORNIG, Zur Entwicklu erachtet, garantıiert werden. Dem

eINes hesonderen Bereichs des nter-geschichtlichen Hintergrun: der Gesetzgeber st o5 damlıt verwehrt,
re VOIT] den Menschenrechten, In nationalen Rechts: DIie naturrecht- das » Institut« als solches Heselt!-
Jost DELBRUCK/Knut IPSEN / Dietrich ıche Verankerung der Freiheltsrechte, JE der n seınem Wesensgehalt
RAUSCHNING (Hg.) Recht IM Dienst n Die Friedenswarte, Bd 7, anzutasten
des Friedens. Festschriftft tür erhar:! Heft 174 1987 5317 63 Vgl. dazu Gilbert GORNIG,
Menzel, Berlın 19 /5, 259 61 Vgl. KIMMINICH, Religionsfreinhelt Außerungsfreiheit und Informations-

Vgl Alfred Statısches wıe nm.14), F5 reihen als Menschenrechte,
Berlin 1988, 105und dynamisches Naturrecht,

reiburg Br 19 /1, erbert Neuere Ansıchten neigen dazu,
SCHAMBECK, Naturrecht Uund Ver- Resolutionen der Generalversamm-
fassungsrecht, In Dorothea R- Jung VOT] der moralischen und
MALY/Peter SIMONS, Ias atur- nolitischen Wirkung ZUT rechtlichen
rechtsdenken heute und OTGYEN. autfzuwerten.
Gedächtnisschriftft Tur Rene Marcıc,
RBerlın 9863 911 912)
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Im internationalen Bereich verhält sich SCHAUSO. SO wird auch 1m Völkerrec Immer
mehr anerkannt, dass die Funktion der individuellen Menschenrechte sich nicht L1UT 1mM
Negativen erschöpft. DIie völkerrechtlichen Normierungen betreffen somıt nicht LLUTL das
Verhältnis zwischen dem Einzelnen un dem Staat,; sondern auch die institutionellen
Sicherungen für die usübung des Menschenrechts. kın Staat: der völkerrechtliche Ver-
pflichtungen In Bezug auf die Achtung der Menschenrechte übernommen hat, ist nicht
L1L1UTL verpflichtet, selinen burgern gestatten, sich Menschenrechtsverletzungen
ZUT Wehr SCtZEN, sondern 111USS$5 auch HG organisatorische alßnahme Vorsorge
treffen, dass Menschenrechtsverletzungen In en Situationen der usübung VO  - Staats-
gewalt vermieden werden.

Gruppenrechten werden 1ın Jungster eit immer mehr Aufmerksamkeit gewidmet. Es
ist anerkannt, dass die Religionsfreiheit nicht LLUT eın Individualrecht, sondern auch eın
Gruppenrecht ist Sichtbarster SEr hierfür IST Art des Internationalen Pakts über
bürgerliche un politische Rechte IPbpR) Er 1st eın eispie aIur, dass die Religions-
freiheit als Menschenrecht mıt individualrechtlichen un kollektivrechtlichen spekten
bereits Verankerung gefunden hat

Schranken

Auch 1m Völkerrec gilt die Auffassung, dass Menschenrechte niemals schrankenlos gelten.
S1e können nicht bsolut garantıiert werden, denn jede rechtliche Freiheit kann LLUT In den
TrTenNzen gelten, die sich aus der Notwendigkeit eines geordneten und friedlichen sozialen
Zusammenlebens ın einer staatlichen Gemeinschaft ergeben. Andernfalls würden S1€e sich
selbst ufheben

Aber auch die Einschränkungsmöglichkeiten stofsen wieder auf ihre Girenzen. DIiese
Grenzen ergeben sich AauUusSs dem der Respektierung der Menschenwürde SOWI1E dem
Verhältnismäfßigkeitsprinzip, das seinerseılts AUS dem grundsätzlichen Verhältnis VO  a

Rechtsgewährleistung und Einschränkungsmöglichkei ableitbar ist. leraus ergibt sich
auch das konsequente Verbot,; die Grundrechtseinschränkung ZUr ege un: den eigentlich
garantierten Menschenrechtsbestand ZUT Ausnahme machen. Auch In den Wesensgehalt
eines Grundrechts darf nicht eingegriffen werden. Dieser Wesensgehalt bedeutet, dass die
Freiheit als Institution nach einem Eingriff noch ex1Istent se1ın 111USS5

Religionsfreiheit in Menschenrechtsvereinbarungen
4.1 Universeller Menschenrechtsschutz
4.1.1 Allgemeine rklärung der Menschenrechte

Die eligion wird 1n der Allgemeinen rklärung der Menschenrechte (AEMR) VO  . die
WIeEe alle Resolutionen der Generalversammlung 11UT ıne Empfehlung 1st6 drei tellen
erwähnt,; nämlich 1n Absatz der Taambe und In den Art un: 15 EMR ATT. 15 EMR
diente auch als Vorbild für die Formulierung 1m Internationalen Pakt über bürgerliche
und politische Rechte SOWI1E In der Europäischen Menschenrechtskonvention. Schranken
der Religionsfreiheit en sich ın Art. 29 Abs.2 EMR, der für alle Freiheitsrechte gilt
Es gelten die Beschränkungen, die das Gesetz ausschlie{fßlich dem WeC vorsieht, die
Anerkennung un: Achtung der Rechte und Freiheiten anderer sichern un: die den
gerechten Anforderungen der Oral,; der olfentlichen Ordnung und des allgemeinen
1n einer demokratischen Gesellscha enugen.
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4.1.2 Internationaler Pakt
ber bürgerliche un politische Rechte

ach Art Abs Internationaler Pakt ber bürgerliche und politische Rechte IPbpR)
ST jeder Staat verpflichtet, » die In diesem Pakt anerkannten Rechte achten un: S1€e
en ın seinem Gebiet befindlichen und seiner Herrschaftsgewalt unterstehenden Per-
SOMNECI1 « gewährleisten. amı sind die VO Pakt angesprochenen Rechte nicht 1Ur als
l1ele vorgegeben, sondern als aktuelle Rechtspflichten ausgestaltet. Der Internationale
Pakt über bürgerliche un: politische Rechte (IPDpR) erwähnt die eligion als verbotenes
Diskriminierungsmerkmal iın Art. 76 1m Rahmen des aufgestellten Diskriminierungsverbots.
Art NnOormıiler‘ die nwendung des allgemeinen Diskriminierungsschutzes für den
Bereich des Schutzes der Kinder, un: auch hier wird In Abs die eligion als Merkmal
bezeichnet, nicht iskriminiert werden darf. Art pricht ausdrücklich
VO Recht der Einzelnen »iıhre eigene eligion bekennen und auszuüben«, Was

verstehen seın wird, dass sowohl ndividualrechtliche als auch ollektivrechtliche Elemente
nthält Art. 27 annn sSsomıt auch als Instrument des Gruppenschutzes qualifizier
werden.®® Iie Spezialvorschrift ZU Schutz des Menschenrechts der Religionsfreiheit 1st
Art 18 Der Religionswechsel wird In Art 15 nicht eıgens erwähnt, da 860e
die Formulierung »} oder anzunehmen « erfasst wird. Allerdings klammern insbesondere
Vertreter der islamischen Länder das Recht auf Religionswechse. aus dem Menschenrecht
der Religionsfreiheit au  n DIies wird damit begründet, dass als Anrelz verstanden werden
könnte, unerwünschter Missionstätigkeit aufzufordern. In Arr 18 Abs werden
Beschränkungsmöglichkeiten aufgeführt, die 1L1UT für die Religionsfreiheit gelten un sich

Art. 29 Abs.2 EMR anlehnen. DIie Einschränkungsmöglichkeiten dürfen allerdings
nicht welılt verstanden werden. Das bürgerlich-liberale Menschenrechtsverständnis®‘ zwingt
dazu, bei den Einschränkungsmöglichkeiten den Verhältnismäfßigkeitsgrundsatz un die
Wesensgehaltsgarantie anzuwenden.

4.1.3 Pakt über wirtschaftliche,
soziale un: kulturelle Rechte

AT 1 Abs des Pakts über wirtschaftliche, sozliale un kulturelle Rechte ahnelt Art 18
Abs Darüber hinaus erwähnt der Pakt ın seinem Art 13 Abs { dass die Vertrags-
partner übereinstimmen, dass die Bildung Verständnis, Toleranz un: Freundschaft unter
en Völkern un: en rassischen, ethnischen und religiösen Gruppen Öördern mMusse.

65 ext UNTS, Vol.999, 171 ext Christian |OMUSCHAT (Hg.)
RGBI 1973 153417 Volkerrec| Baden-Baden 2001, 1577
66 alix Nationalitaten Vgl GORNIG, Außerungsfreiheit
on  1 und Volksgruppenrecht, wıe nm.63), A f'  \
Wıen 19786, ole) KIMMINICH, Religi- Jlext RBGBI 1956 1, 1579
onsfreiheit wıe nm.14), 113 OAS Icla|l eCcords OFAÄA/
67/ azZu GORNIG, Außerungsfreiheit Ser Dokument 05, REeV.1,
wıe nm.63) 107 OM2 ext runo SIMMA/Ulric!|

ext UNES; Vol.993, 3171; FASTENRATH (Hg.) Menschenrechte.
RGBI 19 /3 [, 15701 Ihr internationaler SChutz, München
69 ext UNTS, Vol.189, 150TT; 2004,
RBGBI 1953 | 1, 560

Sitzungsberichte der Konftferenz
VÖO! ull 1951, Oocumen
A/Conft 2/5R,
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4.1.4 Genter Flüchtlingskonvention
Auch das Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge VO 78 uli 1951, die SC
nNannte Genfer Flüchtlingskonvention6 erwähnt die eligion WwWel tellen In Art der
Flüchtlingskonvention wird der Flüchtling 1im Sinne dieser Konvention definiert: Flüchtling
1st jede Person, die der begründeten Furcht VOTL Verfolgung scCH ihrer eligion

sich aufßerhalb des Landes efindet, dessen Staatsangehörigkeit s1e besitzt, un: den
Schutz des Landes nicht ın Nspruc nehmen annn oder SCH dieser Befürchtung
nicht ın Nnspruc. nehmen will«. Schlie{fßlic el In Art. 4 der Genfer Flücht-
lingskonvention, dass die Vertrag schließenden Staaten den ın ihrem Gebiet befindlichen
Flüchtlingen In ezug auf die Freiheit der Religionsausübung und die Freiheit des Religions-
unterrichts ihrer Kinder ıne mindestens ebenso gunstige Behandlung w1e ihren eigenen
Staatsangehörigen gewähren. Das Wort » mindestens < 1st auf Betreiben des eiligen Stuhls
eingefügt worden. Der Flüchtling genießßt also 1INnsoweIlt einen völkerrechtlichen Mindest-
standard.”®

Regionaler Menschenrechtsschutz
4.2.1 Europäische Menschenrechtskonvention

DIie Europäische Menschenrechtskonvention 71 (EMRK) ist ihrer recCc  i1ıchen Natur nach wWw1e
die Menschenrechtspakte der Vereinten Nationen eın mehrseitiger völkerrechtlicher Ver-
trag  /2 ach AT der Europäischen Menschenrechtskonvention hat jedermann Nspruc
auf edanken-, (Jewlssens- Uun: Religionsfreiheit; dieses ec umfasst die Freiheit des
Einzelnen ZABE Wechsel der eligion oder der Weltanschauung SOWI1E die Freiheit, selne
Religion oder Weltanschauung einzeln oder ın Gemeinschaft mıt anderen Ööffentlich oder
prıvat, UuUrc Gottesdienst, Unterricht, die usübung un Beachtung religiöser Gebräuche
uszuüben. Das Recht auf Gottesdienst, das ec auf religiösen Unterricht, das Recht auf
die usübung un: Beachtung religiöser ebräuche sind Teilrechte des Menschenrechts
der Religionsfreiheit, die in Art Abs EMRK ausdrücklic anerkannt werden. In Art
Satz des ersten Zusatzprotokolls ZUIN: Europäischen Menschenrechtskonvention VO

Maärz 195273 wird ferner klargestellt, dass der Staat bei der Ausübung der VoO  e ihm auf
dem Gebiete der Erziehung un des Unterrichts übernommenen ufgaben das Recht
der Eltern achten habe, die Erziehung un: den Unterricht entsprechend ihren eigenen
religiösen un: weltanschaulichen Überzeugungen sicher tellen An der (Jarantıe der
Religionsfreiheit der EMRK nehmen alle Religionen teil DIie Religions- un Bekenntnis-
freiheit darf nıicht Gegenstand anderer als VO Gesetz vorgesehener Beschränkungen
se1n, die iın eliner demokratischen Gesellscha: notwendige Ma{isnahmen 1m Interesse der
öffentlichen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, Gesundheit un Moral oder für den
Schutz der Rechte un: Freiheiten anderer Sind. Es ist anerkannt, dass die ın Art Abs
EMRK verbriefte Religionsfreiheit sowohl als Individualrecht als auch als Kollektivrecht

werten 1st.

4.2,.2 Amerikanische
Menschenrechtskonvention

Die Amerikanische Menschenrechtskonvention VO 22. November 196974 garantıert das
Menschenrecht der Religionsfreiheit in ATt. 195 ıIn fast wörtlicher Übereinstimmung mıt
Ärt 15
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4.2.3 Afrikanische Menschenrechtskonvention

IdDIie Afrikanische Charta über Menschen- und Volksrechte VO 6 Jun1 1981 verankert die
Religionsfreiheit ın ihrem Art Danach werden die Freiheit des Gewilssens, das Bekenntnis
und die freie usübung der eligion garantıert. Unter dem Vorbehalt VO  w Recht und Ord-
NUunNng darf niemand Ma{isSsnahmen unterworfen werden, die diese Freiheiten einschränken.

4.2 SZE-Schlussakte VOoO  e Helsinki

Ein anderes internationales, aber rechtlich unverbindliches Instrument, das auch dem
Menschenrechtsschutz dient, 1st die Schlussakte der Konferenz über Sicherheit und LAn
ammenarbeit In Europa (KSZE) VO 1. August 1975 °° [Iie Religionsfreiheit wird 1m
Prinzipien-Katalog zweimal erwähnt. Beide Textstellen en sich 1im Prinzip V II un:
‚War 1n den Absätzen und

4.2.5 Europäische Union

ema AT Abs.1ı Vertrag über die Europäische Union beruht die Europäische
Un1on auf den Grundsätzen der Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschen-
rechte un: Grundfreiheiten SOWIE der Rechtsstaatlichkeit, also auf Grundsätzen, die
en Mitgliedstaaten geme1ınsam sSind. Schliefßlich ekennt sich Art Abs EUV den
Grundrechten, WI1Ie S1€e In der Europäischen Menschenrechtskonvention gewährleistet Ssind.
Das Gemeinschaftsrecht nthält aber keinen geschriebenen Grundrechte-Katalog. Der
Aufgabe elines Gerichts entsprechend entwickelte er der BEuGH die Gemeinschaftsgrund-
rechte VO  — Fall Fall nach der jeweiligen Relevanz als allgemeine Rechtsgrundsätze. Er hat
€e1 auch die Religionsfreiheit als Grundrecht anerkannt. Die Gemeinschaftsgrundrechte
verpflichten zunächst die Gemeinschaft und hre Urgane. Der Rat der Europäischen Nıon
SOWI1eEe die Präsidenten des Europäischen Parlaments und der Europäischen Kommıission
en 7. Dezember 1010108 die Charta der Grundrechte der Europäischen Union VelI-

kündet Die Charta gilt für Urgane un: Einrichtungen der Unı1on SOWI1E für den Vollzug
des EU-Rechts durch die Mitgliedstaaten Art 51 Abs Grundrechte-Charta). S1e entfaltet
allerdings keine unmittelbare Verbindlichkeit Die Religionsfreiheit 1st ıIn Art 16 TUNd-
rechte-Charta verankert.

75 ext SIMMA/FASTENRATH (Hg.) SCHOTTE Religionsfreihelt
Menschenrechte wıe Anm 74) 70717 wıe nm.78), 68

ext heodor SCHWEISFURTH/ DIie Erklarung
Karın OELLERS-FRAHM (Hg.) Doku- der Menschen- und Bürgerrechte,

der KSZE, Munchen 993, AT 18595 abgeadr. In oman SCHNUR,
Wilhelm BLUM, Religionstreiheilt /ur Geschichte der Erklärung der

als fundamentaler Bestandte!l Menschenrechte, Darmstadt 1964, ıTf
menschlicher Grundfreiheiten, n
Relgions- und Glaubensfreiheit als
Menschenrechte Schriftenreihe
der Ackermann-Gemeinde, Heft 30,
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1980,
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reiner als Menschenrecht m edan-
Kengut Vor Johannes Paull |  B
n Gewissen Uund Freineit, albjahr
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Bedeutung der Religionsfreiheit
Ie besondere der Religionsfreiheit 1mM Menschenrechtssystem ergibt sich aus ber-
legungen bezüglich der menschlichen Ex1istenz, die dem Menschenrechtsverständnis
des freiheitlichen demokratischen Rechtsstaats WI1Ie auch des geltenden Völkerrechts
Grunde liegen. Religionsfreiheit gilt als Fundament er menschlichen Freiheiten, weil
sS1e Liebe spenden ist./” Wenn In kirchlichen Verlautbarungen die Religionsfreiheit als
die Grundlage er Menschenrechte bezeichnet wWird, 1st dies keine kirchliche Selbst-
überschätzung, sondern steht 1m Einklang mıt der völkerrechtlichen Doktrin, hat sich
doch das Völkerrec In erster Linie als IUS 1mM christlichen abendländischen
Kulturkreis entwickelt. Am Marz 1984 wWwI1Ies der aps anlässlich des fünften Internatio-
nalen Juristischen Kolloquiums der Lateran-Universität über das Ihema » [JIie rund-
recht des Menschen un: die Religionsfreiheit « auf die Bedeutung der Religionsfreiheit
hin In dieser Rede Nannte der aps die Religionsfreiheit »das grundlegendste Recht«“?
Im staatsrechtlichen Schrifttum sah eorg Jellinek ®® die Religionsfreiheit als »das Ur
sprungsrecht der verfassungsmäßig gewährten Grundrechte« Diesem NsSpruc gilt

gerecht werden.

Zusammenfassung
Die Entwicklung der Religionsfreiheit ist CN den Minderheitenschutz gekoppelt. Unter-
drückung und Verfolgung religiöser Kleingruppen und sSind iImmer eın Zeichen VOIN

Angst un Unsicherheit. Der Beitrag legt verschiedene völkerrechtliche Stationen das
Völkerrecht kann als IUS gelten dieses nunmehr als unveräufserlich angesehenen
Menschenrechts dar un: zeichnet kurz die Ausformulierung der Religionsfreiheit In InNn-
ternationalen und regionalen Vereinbarungen nach.

Summary
TIhe development of religious treedom 15 closely linked the protection of mı1norities.
Oppression and persecution ofSMa religious SITOUDS WEIC and Alde always SIgn of fear and
INnsecurity. Ihe contribution different Stages of this human rig. 110 considered

be inalienable, according international law international law Ca  ; be regarde
1US and traces the eTtaıle: formulation of religious reedom In particular In
international and regional agreements In ıe the collective corporatıve aspect (see the
final Communique of the be increasingly alnıng 1ın importance, nNnOoTt least
of al hrough Vatıcan diplomacy.
Sumario

desarrollo del derecho la 1lDerta: religiosa sta estrechamente unido la proteccion de
las minorlas. La Opresion persecucion de pequenos SruPpOS religio0sos ha sido siempre, 10
s1gue siendo, S1gNO de miedo inseguridad. I articulo diferentes estaclıones de
dicho erecho humano, JUC tenido hoy 1a DOLF inalienable, e] erecho de gentes e]
erecho de gentes puede considerarse tambien IUS esboza la formulacioön
del erecho la 1Deria religosa CM CONVEN1OS internacionales regionales.


